
Außerdem gäb e e s dafür weder sinnvolle Aufgaben
noch das nötige Geld . Vor allem aber lernen junge
Leute von klein auf, dass sie Pflichten haben, sob ald
sie nämlich in die Schule kommen .

Schließlich ist die Frage der Pflicht eine gegen-
seitige . Wenn der Staat, wie es j etzt die Ko alition
diskutiert, den wehrpflichtigen Soldaten und den
Zivildienstleistenden, die für neun Monate aus ih-
rer normalen Karriere herausgerissen werden,
nicht einmal mehr das Entlassungsgeld für den
Üb ergang zurück ins zivile Leb en zahlen kann o der
will, hat er kein Recht, den Zwang der Wehrpflicht
aufrecht zu erhalten .

Ergebnis

Üb erblickt man die angeführten Argumente ,
wird deutlich, dass sie nicht geeignet sind , die
Wehrpflicht trotz der eklatanten Ungleichheit b ei
der Heranziehung zum Wehr- o der Ersatzdienst zu
begründen . Offensichtlich ist die B egründung
nicht rational, sondern hängt an Gefühlen o der
Ideologien .

»E s war halt bisher so« und »das hat do ch funk-
tioniert« . B edenkt man aber, was der kleine für die
derzeitigen Aufgaben sowie so nicht einsetzb are
Anteil Wehrpflichtiger ko stet, ist schwer verständ-
lich, dass nüchterne Üb erlegungen anscheinend
keine Chance hab en . Vielleicht sollen einfach Stel-
len in der Bunde swehr- und Zivildienstverwaltung

erhalten bleib en, womöglich die Stellen derj eni-
gen, die in der Frage der Dienstpflicht b eraten?
D ass sie für das bisherige System sind , wäre kein
Wunder. Oder geht e s um ein p aar leitende Leute ,
die es in Ministerien und Ob erb ehörden zusätzlich
gibt? O der mö chte man im Bündnis möglichst
große Soldatenzahlen melden, um mehr Gewicht
zu hab en? Eine nachvollziehb are B egründung für
die Wehrpflicht ist bisher j edenfalls nicht auszuma-
chen, und eventuelle heimliche Gründe erfährt
man nicht. So bleib en die Ungerechtigkeit der feh-
lenden Wehrgerechtigkeit und die unzureichen-
den Argumente , mit denen sie trotzdem b egründet
wird , ein Grund , auch für die Bundesrepublik zu
fordern, dass an die Stelle der Pflicht zum Wehr-
o der Ersatzdienst Freiwilligkeit ge setzt wird , für
die Bunde swehr wie für alle sozialen, ökologischen
und Friedensdienste . Freiwilligkeit ab er kann man
fördern durch angemessene B ezahlung und an-
sprechende B edingungen für die Tätigkeit. Nicht
die Naturalleistung eines erzwungenen Dienste s
wie Frondienst im Mittelalter ist für unsere moder-
ne Welt angeme ssen sondern allein Freiwilligkeit.

Ulrich Finckh ist Pfarrer i. R. und Mitglied im
Versöh n ungsbund. Er war dreiJahrzeh n te Vorsit-
zender der Zen tralstelle KDV und Mitglied im Bei-
ra tfür den Zivildienst desjeweils zuständigen Mi-
n isteriums.

Das Bundesverwaltungsgericht hat mit sei-
nem Urteil vom 2 1 . 0 6. 2 0 0 5 (siehe Forum Pazi-

fismus 0 7; der Urteilstext ist im In ternet veröf-
fen tlich t un ter: www.forum-pazifismus. de/

bverwge-gewissensfreiheit. h tm) zu Recht in-
nerhalb und außerhalb der Bundeswehr er-
hebliche Diskussionen ausgelöst. Mit bisher
kaum gekannter Deutlichkeit hat das höchste
deutsche Verwaltungsgericht die Bedeutung
der Grundrechte, vor allem des Artikels 4
Grundgesetz, im militärischen Bereich her-
ausgearbeitet und zudem klare Worte zur völ-
kerrechtlichen Beurteilung des Irak-Krieges
gefunden. Die teilweise heftigen Reaktionen
auf die Entscheidung zeigen, dass die öffentli-
che Debatte über, auch und gerade im Zusam-

Günter Werner

Den »Massenschlaf des Gewissens«
verhindern helfen . . .
Zum Urteil des 2 . Wehrdienstsenats des Bundesverwaltungsgerichts
vom 2 1 . 0 6. 2 0 0 5

menhang mit der Bundeswehr, dringend not-
wendig ist.

Jürgen Rose hat sich in Forum Pazifismus
07 mit der Bedeutung des Urteils für die völ-
kerrechtliche Einordnung des Irak-Krieges
und den Konsequenzen für den einzelnen
Soldaten auseinandergesetzt.

Der folgende Beitrag befasst sich vor allem
mit den D arlegungen des Urteils zur Bedeu-
tung der Gewissensfreiheit im Allgemeinen,
vor allem aber zum Verhältnis der Grund-
rechte aus Art. 4 Abs . 1 und Abs . 3 GG sowie
mit dem Verhältnis des Grundrechts aus Art.
4 Abs . 1 GG zu der »verfassungsrechtlich ge-
troffenen Grundsatzentscheidung« für die
allgemeine Wehrpflicht.
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islang galt als Kernsatz der Rechtspre-
chung, dass »im B ereich der Wehrpflicht«

die Gewissensfreiheit » ab schließend« durch das
Grundrecht auf Anerkennung als Kriegsdienstver-
weigerer geregelt sei .

Zudem stelle die Entscheidung für die allgemei-
ne Wehrpflicht eine mit Verfassungsrang versehe-
ne Grundsatzentscheidung dar, die prinzipiell den
gleichen Verfassungsrang hab e wie das Grund-
recht aus Artikel 4 Grundge setz .

Die The se von der »ab schließenden Regelung«
der Gewissensfreiheit geht zurück auf eine Ent-
scheidung des Bunde sverfassungsgerichts
(BVerfG) vom 2 6 . 0 5 . 1 970 ( 1 BvR 8 3/69 – BVerfGE
2 8 , 2 4 3 ) . In dieser Entscheidung ging e s um die Fra-
ge , ob ein Soldat, der nach seinem Dienstantritt ei-
nen Antrag auf Anerkennung als Kriegsdienstver-
weigerer gestellt hat, bis zu seiner Anerkennung
zum militärischen Dienst verpflichtet werden
kann .

Die The se von der »ab schließenden Regelung«
der Gewissensfreiheit hat in der Folgezeit insb e-
sondere in Strafproze ssen gegen totale Kriegs-
dienstverweigerer eine b edeutsame und manch-
mal verhängnisvolle Rolle gespielt.

D em totalen Kriegdienstverweigerer, der sich
b ei seiner prinzipiellen Entscheidung gegen j ede
Art von Kriegdienst o der Kriegsb eteiligung auf das
Grundrecht der Gewissenfreiheit aus Art. 4 Ab s . 1
GG b erief, wurde entgegengehalten, das Grund-
recht der Gewissensfreiheit sei – nach der Recht-
sprechung der BVerfG – in Art. 4 Ab s . 3 GG ab-
schließend geregelt. Wer keinen KDV-Antrag stelle ,
könne sich daher insoweit auch nicht auf die Ge-
wissensfreiheit b erufen .

Auf dieser Grundlage wurden in den 70 er und
8 0 er Jahren viele totale Kriegsdienstverweigerer
zu teilweise empfindlichen Freiheitsstrafen verur-
teilt. Nicht wenige mu ssten ihre Strafen verbüßen .
Wer konsequent dem eigenen Gewissen folgte ,
wurde – entgegen der Gewährleistung der Freiheit
de s Gewissens im Grundge setz – mit Haftstrafen
b elegt und damit als krimineller Rechtsbrecher ge-
brandmarkt.

D er 2 . Wehrdienstsenat de s Bundesverwal-
tungsgerichts (BVerwG) hat in seiner Entschei-
dung vom 2 1 . 0 6 . 2 0 0 5 in der Frage de s Verhältnis-
ses de s Art 4 Ab s . 1 zu Art. 4 Ab s . 3 GG diese rigide
und grundrechtsfeindliche Rechtsprechung wenn
nicht revidiert so do ch zumindest in Frage gestellt.

Zunächst stellt das Gericht unzweideutig fest,
dass das Grundrecht aus Art. 4 Ab s . 3 GG gerade
nicht als »ab schließende Spezialvorschrift für den
militärischen B ereich anzusehen ist, die der
Grundnorm de s Art. 4 Ab s . 1 GG vorgeht. «

Die Regelung des Art. 4 Ab s . 3 GG stelle »eine
den allgemeinen Schutz der >Freiheit de s Gewis-
sens < ergänzende oder mo difizierende >Sonderre-
gelung < nur insoweit dar, wie ihr Anwendungsb e-
reich (Regelungsgehalt) reicht. «

D as b edeutet zunächst nur: Wer als Kriegs-
dienstverweigerer anerkannt werden mö chte und
statt des Wehrdienstes Zivildienst leisten will, mu ss
einen Antrag auf Anerkennung gem . Art. 4 Ab s . 3
GG stellen .

Keine sfalls kann nach der Entscheidung de s
BVerwG gelten, dass derj enige , der keinen KDV-An-
trag gem . Art. 4 Ab s . 3 GG gestellt hat, damit – was
den militärischen B ereich b etrifft – praktisch von
der Gewissensfreiheit au sge schlo ssen ist. Im Ge-
genteil : j edem Menschen, auch einem Soldaten,
steht das Grundrecht aus Art. 4 Ab s . 1 GG zu mit der
Konsequenz, dass »niemand zu einem Verhalten ge-
zwungen werden darf, das dem Geb ot de s eigenen
Gewissens widerspricht. «

D amit ist deutlich gemacht, dass das Grund-
recht aus Art. 4 Ab s . 1 GG prinzipiell und immer zu
b eachten ist, ganz unabhängig von der Frage , ob j e-
mand als Kriegsdienstverweigerer im Sinne de s
Art. 4 Ab s . 3 GG anerkannt werden will o der nicht.

Welche Konsequenzen die se Auffassung für die
vom BVerfG entwickelte These von der »ab schlie-
ßenden Regelung« der Gewissensfreiheit »im B e-
reich der Wehrpflicht hat« , lässt das BVerwG offen .
Die se Frage war auch nicht Gegenstand de s Verfah-
rens . D as Gericht macht ab er deutlich, dass die
Rechtsprechung de s BVerfG j edenfalls nicht in der
Weise fehlinterpretiert werden darf, wie das Jahr-
zehnte lang geschehen ist. E s spricht einige s dafür,
dass der Wehrdienstsenat der Auffassung ist, dass
mit » ab schließend geregelt« in die sem Sinne nur
die b e sonderen Regeln im Verfahren auf Anerken-
nung als Kriegsdienstverweigerer gemeint sein
können .

Wichtig erscheint mir die klare Feststellung,
dass es kein wie auch immer geartetes Rangverhält-
nis zwischen den Grundrechten aus Art. 4 Ab s . 1
und 3 GG geben kann . B ei dem Grundrecht aus Art.
4 Ab s . 3 GG handelt e s sich um ein eigenständige s
Grundrecht, das für einen spezifischen Normb e-
reich (Wehrdienst/Zivildienst) verselb ständigt
worden ist.

Ich bin sicher, dass so manchem totalen Kriegs-
dienstverweigerer eine Haftstrafe ersp art geblie-
b en wäre , wenn dieses grundsätzliche Verhältnis
der Grundrechte aus Art. 4 GG in die ser D eutlich-
keit früher b enannt worden wäre .

B edeutsam erscheinen mir die Au sführungen
de s BVerwG zum grundsätzlichen Verhältnis der
Gewissenfreiheit aus Art. 4 GG zur allgemeinen
Wehrpflicht. D as Gericht stellt klar fest, dass das
Grundrecht der Gewissensfreiheit nicht durch die
wehrverfassungsrechtlichen Vorschriften (Art.
1 2 a, 87 a etc . GG) verdrängt wird . Im Gegenteil
gehöre »zur Gewährleistung der Funktionsfähig-
keit einer wirksamen Landesverteidigung nach
dem Grundge setz . . . sicherzustellen, dass der von
der Verfassung zwingend vorgegeb en Schutz u . a.
de s Grundrechts der Gewissensfreiheit nicht b e-
einträchtigt wird . «
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D amit stellt das Gericht klar, dass auch die mit
Verfassungsrang versehene Grundsatzentschei-
dung für eine militärische Landesverteidigung
nicht unter dem Vorb ehalt der Grundrechte steht,
sondern dass vielmehr diese Grundsatzentschei-
dung im Sinne des Grundge setzes nur dann ge-
währleistet ist, wenn die Grundrechte geachtet
werden .

Mit Verfassungsrang ausgestattet ist hiernach le-
diglich die Kompetenz des Bundes zur Ge setzge-
bung üb er die Verteidigung. D as »legislatorische
Pro dukt« dieser Kompetenz, die allgemeine Wehr-
pflicht mit allen ihren Konsequenzen und Ausfor-
mungen, erhält dadurch no ch keinen Verfassungs-
rang .

In dieser D eutlichkeit ist das bisher von keinem
Gericht au sge spro chen worden . Bislang konnte
man, vor allem in der KDV-Rechtsprechung frühe-
rer Jahre wie vor allem in den Strafverfahren gegen
totale Kriegsdienstverweigerer häufig den Ein-
druck gewinnen, dass die grundgesetzlich nor-
mierte Entscheidung für eine militärische Landes-
verteidigung quasi gleichrangig neb en den Grund-
rechten steht. Folge war eine bedenkliche Relati-
vierung der B edeutung der Grundrechte .

D ass ausgerechnet der Wehrdienstsenat de s
BVerwG solche Festlegungen trifft, verleiht der
Entscheidung b e sondere B edeutung. Die Wehr-
dienstsenate de s BVerwG sind b esondere Abteilun-
gen des BVerwG für Wehrdisziplinarsachen und
Wehrbe schwerdesachen . E s ist also davon auszuge-
hen, dass hier Richter mitwirken, die mit den B e-
sonderheiten der Streitkräfte und den B e sonder-
heiten des Soldatenverhältnisses vertraut sind .
Nicht selten gab e s in der Vergangenheit B efürch-
tungen, dass durch die Einrichtung der b e sonde-
ren Wehrdienstsenate die Gefahr verbunden ist,
dass hier eine Art Spezialgerichtsb arkeit installiert
ist, bei der die Interessen der Bunde swehr und der
»militärischen Lande sverteidigung« insgesamt Vor-
rang genießen . Solche B efürchtungen waren häu-
fig genug b egründet.

Umso mehr ist zu b egrüßen, dass gerade diese s
Gericht j etzt deutliche Worte gefunden hat, mit
denen der Vereinnahmung auch de s einzelnen Sol-
daten durch die Interessen der Landesverteidi-
gung Grenzen ge setzt werden .

Die Entscheidung des BVerwG kommt zu einer
Zeit, in der der grenzenlo se und weltweite Einsatz
deutscher Streitkräfte zum Alltag geworden ist. Seit
der (j edenfalls in der Praxis) weitgehenden Lib era-
lisierung des KDV-Anerkennungsrechts ist die Fra-
ge nach der B edeutung des Grundrechts auf Gewis-
sensfreiheit au s den Schlagzeilen der Öffentlich-
keit weitgehend verschwunden . Auch die Zahl der
Strafverfahren gegen totale Kriegsdienstverweige-
rer ist vor dem Hintergrund stark reduzierter Ein-
b erufungen zur Bundeswehr rapide gesunken .

Die Frage , wie es angesichts weltweiter Einsätze
der Bundeswehr um die Grundrechte b e stellt ist,
ist gerade wegen dieser Einsätze von zunehmender
B edeutung. Zugleich b esteht j edo ch die Gefahr,
dass mit der Normalisierung solcher Einsätze der
Grundrechtsalltag auch und gerade in der Bundes-
wehr aus dem Blick gerät. Schon j etzt zeigt sich,
dass nicht selten die Auslandseinsätze der Bundes-
wehr schwerwiegende Grundsrechtsfragen auf-
werfen . B ei den Wehrdienstsenaten des BVerwG
liegen b ereits mehrere Verfahren, in denen es u . a.
auch um den Grundrechtsschutz im Rahmen von
Auslandseinsätzen geht.

Von umso größerer B edeutung ist, dass durch
die vorliegende Entscheidung de s BVerwG die B e-
deutung der Grundrechte als prinzipielle Grundla-
ge der rechtsstaatlichen Ordnung wieder in den
Blickpunkt der öffentlichen Aufmerksamkeit ge-
rät.

Gün ter Werner ist Rech tsanwalt in Bremen, der
seit vielen Jahren u. a. To tale Kriegsdienstverwei-
gerer verteidigt. In Forum Pazifismus 01 ko m-
men tierte er das der jetzigen En tscheidung zu-
grundliegende Urteil des Truppendienstgerich ts
Nord.
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